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Der Außenhandel
im Rahmen der Wirtschaftsreform

*, Prag

Die Besetzung der Tschechoslowakei durch die Truppen der Warschauer Pakt-Staaten stoppte nicht allein den 
politischen Liberalisierungsprozeß. Sie setzte auch der von Prof. O ta  Sik eingeleiteten Wirtschaftsreform ein 
vorläufiges Ende. Diese Reformen wurden besonders in den westlichen Staaten mit großem Interesse verfolgt. 
Sie schienen ein Anzeichen dafür, daß die starre ideologisch geprägte Wirtschaftspolitik der Ostblockstaaten 
längerfristig einer pragmatischen Ausrichtung weichen würde. W ir veröffentlichen im folgenden den Artikel 
eines ehemaligen Mitarbeiters von Prof. Sik, in dem die Ziele und Hintergründe der Reformbestrebungen am 
Beispiel des Außenhandels aufgezeigt werden.

In dem früheren Konzept unserer W irtschaft bildete 
der Außenhandel einen separaten Sektor. Die Binnen- 

wirtscfaaft w ar strikt vom W eltm arkt getrennt. Ein 
solches Konzept könnte zur Förderung autarker Ent­
wicklungen oder zur Beschleunigung des Aufbaus in 
zeitlich begrenzten Perioden geeignet sein. Es kann 
in einem kleinen Land jedoch nicht über lange Zeit 
erhalten bleiben, wenn die Effizienz der W irtschaft 
nicht beeinträchtigt werden soll.

Der Druck der W eltm arktbedingungen soll die W ett­
bewerbsmöglichkeit der einzelnen W irtschaftssekto­
ren zeigen: Diesem Ziel dient eine aktive Außen­
handelspolitik, die mit einer allmählichen Liberali­
sierung des M arktes verbunden wird und den lang­
fristig lebensfähigen wirtschaftlichen Einheiten mehr 
Beachtung schenkt. Das alles sind keineswegs neue 
Prinzipien — noch nicht einmal in der Tschechoslo­
wakei. Aber bisher fehlten die Instrumente zur Ver­
wirklichung.

Die Lösung der elem entaren politischen Probleme 
öffnet der CSSR jetzt auch die neuen W ege zur 
Lösung der wirtschaftlichen Fragen. Sie gibt die 
Möglichkeit, die rückständigen W irtschaftssektoren, 
vor allem innerhalb der Industrie, dem harten Druck 
der W eltm arktrealität auszusetzen. Anders als die 
früheren Bemühungen, mehr oder weniger künstliche 
Bedingungen für die Inlandsproduktion zu schaffen,

versucht das neue Konzept, die Binnenwirtschaft als 
Teil des W eltm arktes zu sehen. Damit stehen die ein­
zelnen Sektoren natürlich unter dem Einfluß äußerer 
und auch innerer Bedingungen. Die Institution des 
Staatsmonopols für Außenhandel muß in diesem Zu­
sammenhang als Instrument des S taates verstanden 
werden, das die gesamtwirtschaftlichen Interessen am 
Außenhandel mit Hilfe einer entsprechenden W irt­
schafts- und Handelspolitik — nicht jedoch durch ad­
m inistrative Maßnahmen — sichert. D i r e k t e  Be­
einflussung der Unternehmenspolitik durch das Mi­
nisterium  sollte es nicht geben. Das Unternehmen 
wird sein V erhalten im Rahmen der zentral gelenk­
ten W irtschaftspolitik auf der Basis wirtschaftlicher 
Rationalität, d. h. auf der Basis einer echten Kalku­
lation, selbst wählen.

DIE PREISREFORM

In der Tschechoslowakei gab es bisher drei separate 
Preissysteme, die nur wenig gemeinsam hatten; 
Großhandelspreise, Einzelhandelspreise und Außen­
handelspreise. Die ersten leiteten sich im Prinzip von 
den Produktionskosten ab, die zweiten basierten 
größtenteils auf politischen Erwägungen, und die 
dritten w urden w eitgehend durch die Bedingungen 
bestimmt, die auf dem W eltm arkt herrschten. Die
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Vereinheitlichung dieser drei Systeme ist die w idi­
tigste und komplizierteste Aufgabe, die wir zu lösen 
haben, denn die Probleme des Außenhandels sind 
eng mit den Preisproblemen verknüpft.

Eine Preisreform begann am 1. Januar 1967. Trotz 
gewisser Unzulänglidikeiten hätte  sie zur Einleitung 
einer grundlegenden Änderung der inneren und der 
äußeren Preise führen können. Das Einfrieren der 
Preise, das in der ersten Hälfte desselben Jahres aus 
nidit-ökonomisdien Gründen erfolgte, verhinderte je ­
dodi, daß die M arktbedingungen sidi w eiterhin aus­
wirken konnten. Es ist je tzt notwendig, diesen Zu­
stand zu ändern.

Allgemein ist es erforderlidi, Importe und Exporte 
im G leidisdiritt mit den M öglidikeiten zu liberali­
sieren, die dem tatsädilid ien  Stand der W irtsdiaft 
entspredien. W ir haben heute z. B. bei den meisten 
Clearings aktive Bilanzen, und in soldien Fällen kön­
nen die Importe ohne Bedenken von allen Restrik­
tionen befreit werden. Eine schwierigere Situation be­
steht augenbliddidi gegenüber den freien W äh­
rungsgebieten. Bei dem Versudi, sie zu lösen, w er­
den wir zweifellos die Hilfe anderer Partner benöti­
gen.

PLANUNG DES AUSSENHANDELS

EIN REALISTISCHER WECHSELKURS

Ausgangspunkt für die W iedereinführung rationaler 
und w irtsdiaftlidier Preise kann nur ein echter Wech­
selkurs sein. Er ist gleidizeitig Voraussetzung für die 
allmähliche Verwirklidiung der W ährungskonvertibi­
lität. Der gesamte Reproduktionsprozeß in den Un­
ternehmen würde auf diese W eise einen objektiven 
Maßstab finden.

Man nimmt an, daß wir, um einen echten W echselkurs 
und einen gewissen Grad an Konvertibilität zu fin­
den, ungefähr 5 bis 7 Jah re benötigen werden. Diese 
Schätzung entspricht der Zeit, die für die Durchset­
zung der Maßnahmen zur technischen und qualita­
tiven V erbesserung unserer Produktion als erforder- 
lidi angesehen wird. Das W ertkriterium  des W elt­
marktes muß sidi jedoch sdion früher in den Plänen 
und Konzeptionen widerspiegeln. Das wird einen 
wachsenden Einfluß der W eltm arktpreise auf das 
innere Preissystem und die Preisrelationen zur Folge 
haben, der auf das gesamte Finanzsystem einsdiließ- 
lich der Steuer-, Geld- und Einkommenspolitik aus­
strahlen könnte.

Die Übergangszeit für die Einführung eines reali- 
stisdien W ediselkurses ist erforderlidi, um die w e­
niger konkurrenzfähigen Unternehmen in die Lage 
zu versetzen, die notwendigen Maßnahmen zur V er­
besserung oder Umwandlung ihrer Produktions­
struktur zu ergreifen. Sie können in einer V erbes­
serung der tedinologisdien oder kommerziellen Qua­
lität bestehen oder in einer Änderung der O rgani­
sation. In einigen Fällen w ird sogar eine totale Än­
derung der Produktion notwendig sein.

KOMPLEMENTÄRE MASSNAHMEN

Die Änderungen können nicht auf das Gebiet des 
Außenhandels begrenzt bleiben, sondern müssen mit 
den W andlungen in anderen Sektoren, besonders im 
Banksystem, gekoppelt sein. Notwendig ist vor allem 
eine allmähliche Öffnung des Devisenmarktes, wobei 
die einzelnen Sdiritte hier allerdings nodi nicht voll­
ständig geklärt sind.

Die Planung in der Tschechoslowakei basierte all­
gemein — und darum auch im Außenhandel — auf 
dem System m aterieller Gleichgewichte, das für die 
Unternehmen bindend war. Das System gab m ateriel­
len Proportionen den Vorzug und vernadilässigte 
W ertrelationen. Folglidi w ar es unmöglidi, ein w irt­
schaftliches Gleichgewicht zu erreichen.

Dieses Konzept ist gründlidi überprüft und geändert 
worden. In Zukunft wird die zentrale Planung im 
Außenhandel eine Projektion der zukünftigen Ent­
wicklung der M ärkte sein, die nur die zentrale Auto­
ritä t hinsichtlich ihrer W irtschaftspolitik bindet, nidit 
aber einzelne Unternehmen. Sie wird die Grundlage 
für das wirtsdiaftliche V erhalten der Regierung, für 
die Koordinierung der Tätigkeit der versdiiedenen 
M inisterien und für Ausbildung und Einsatz der w irt­
sdiaftlichen Instrum ente sein. Sie könnte es ermög- 
lidien, daß die einzelnen Unternehmen relativ unab­
hängig sind und sich auf der Basis wirtschaftlicher Ra­
tionalität entwickeln. Der Plan soll die Beziehungen der 
Binnenwirtschaft zu versdiiedenen Außenmärkten, die 
Investitionspolitik, W irtschaftsstruktur und die Geld- 
und Güterströme projizieren. Er muß außerdem ein 
Rückkopplungssystem enthalten, das die elastische 
Anpassung an veränderte Bedingungen erlaubt.

Das Ministerium für Außenhandel wird keinen di­
rekten Einfluß auf Unternehmen ausüben, sondern 
wird seine Politik darauf ausrichten, die Grundpro­
portionen zu umreißen. Es wird die wirtschaftlichen 
Maßnahmen anstreben, die die erforderlichen makro- 
ökonomisdien Veränderungen und die W ettbew erbs­
fähigkeit der tschechoslowakischen W irtsdiaft bewir­
ken. Die Planung in den Unternehmen kommt unab­
hängig davon zustande. Das Unternehmen wird die 
Optimierung seiner eigenen H andelsaktivität durdi 
freie W ahl der Produkte und M ärkte verfolgen, wo­
bei diese W ahl lediglich durch die äußeren und in­
neren M arkt- und Produktionsbedingungen und durch 
die indirekt w irkende W irtsdiaftspolitik beeinflußt 
wird.

Die ständige Verbindung zwischen den zentralen 
Plänen und den Unternehmensplänen soll durdi einen 
wediselseitigen Informationsstrom (zwisdien dem Mi­
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nisterium und den Außenhandels- und Industrieunter­
nehmen) über die konkreten Ergebnisse und Kon­
zepte gesidiert werden.

DEVISENPROBLEME

Die Devisenpolitik ist Aufgabe der Staatsbank. In 
Zukunft soll sie sich vor allem auf die W ährungs­
politik konzentrieren und nur noch eine allgemeine 
Devisenpolitik ausüben, während der laufende De­
visenhandel den H andelsbanken Vorbehalten sein 
sollte. Die instutionellen Änderungsvorsdiläge befin­
den sidi hier nodi im Diskussionsstadium, aber eines 
ist sicher; Die adm inistrative V erteilung der Devisen 
soll allmählich aufgegeben und durch den Verkauf 
und Kauf auf kommerzieller Basis ersetzt werden. Das 
bedeutet, daß die V erantwortung für die Zahlungs­
bilanz in Zukunft weitgehend beim Banksystem lie­
gen wird und nicht wie bisher beim Ministerium für 
Außenhandel. Man glaubt, daß der freie An- und V er­
kauf in  dem Maße eingeführt w erden kann, w ie sidi 
die Zahlungsbilanzsituation verbessert.

Es braucht niciit gesagt zu werden, daß es unmöglich 
ist, die jetzige Zahlungsbilanzsituation mit ihrem 
strukturellen territorialen Ungleichgewicht zu ignorie­
ren. Die gegenwärtigen künstlichen W echselkurse 
müssen aber durch realistische Kurse ersetzt werden, 
die durch die üblichen Instrum ente eines normalen 
W ährungssystems regiert werden. Die Devisenpolitik 
wird dann an der Restaurierung des wirtschaftlichen 
Gleichgewichts wesentlich beteiligt sein. In diesem 
Zusammenhang ist es zweifellos notwendig, unsere 
Beziehungen zum IWF und wahrscheinlich zu einigen 
anderen internationalen Institutionen neu zu überden­
ken.

PROBLEME DER HANDELSPOLITIK

Die Ziele der Außenpolitik und der Handelspolitik 
sind im Prinzip gleich. Die Intensität der Interessen 
mag jedoch verschieden sein, und auf diesen Punkt 
hat die Handelspolitik einen gewissen Grad an Ein­
fluß, besonders in einem kleinen Land. Die Handels­
politik muß ein dynamisches Gleichgewicht sichern 
und ein System wirtschaftlicher Instrumente auf dem 
Gebiet der autonomen Handelspolitik schaffen, um auf 
diese W eise die territoriale und W arenstruktur zu op­
timieren.

Natürlich muß diese autonome Handelspolitik im Ein­
klang mit den internationalen Normen und den V er­
tragsverpflichtungen des Landes stehen. Um dafür 
günstige Bedingungen zu schaffen, ist es notwendig, 
unser Steuer- und Zollsystem unter Einhaltung der 
GATT-Vorschriften zu revidieren.

Auf diese A rt und W eise soll ein System geschaffen 
werden, das ein freies M anövrierfeld für U nterneh­
men darstellt, innerhalb dessen sie ihre wirtschaft­

lichen Tätigkeiten voll realisieren können. Es ist dabei 
allein Sache der staatlichen Politik, solche W ege 
und Mittel zu finden, die die kurzfristigen Interessen 
der Unternehmen und die längerfristigen gesellschaft­
lichen Interessen harmonisieren, ohne in  die U nter­
nehmen direkt einzugreifen.

ANNAHERUNG AN DIE SOZIALISTISCHEN STAATEN

Die sozialistischen Staaten, besonders die Sowjet­
union, haben einen großen und schnell wachsenden 
Markt. Die Entwicklung des Handels mit diesen Staa­
ten konzentrierte sich in der V ergangenheit einseitig 
auf das Wachstum des Volumens und vernachlässigte 
die qualitative Seite. Das Ziel unserer Reform ist es, 
der wirtschaftlichen Effizienz durch Rehabilitierung 
des Marktmechanismus den Vorzug zu geben. Aus 
diesem Grunde ist die rationale Lösung des Preis­
problems und der Handelsbeziehungen als V oraus­
setzung des Übergangs zur M ultilateralität von her­
vorragender Bedeutung. W ir sind der Ansicht, daß die 
Preise zwischen den verschiedenen H andelspartnern 
direkt auf der Basis der W eltm arktpreise vereinbart 
w erden sollten.

Zugleich entsteht damit die N otwendigkeit einer An­
passung der Zahlungsbedingungen, der Kredit- und 
Bankoperationen etc., über die hier aber nicht disku­
tiert w erden soll.

Innerhalb der langfristigen internationalen Abkom­
men sollte den einzelnen Unternehmen unserer A n­
sicht nach mehr Entscheidungsfreiheit gegeben w er­
den. Sie sollten einerseits an internationalen V erhand­
lungen von Anfang an teilnehmen, andererseits sollte 
der verpflichtende Charakter von Kontingenten mo­
difiziert und in anderer W eise als bisher je  nach dem 
Charakter der G üter gesichert werden. Der Staat kann 
z. B. bei der Sicherstellung der Ölversorgung für das 
ganze Land eine ganz andere Haltung einnehmen als 
in dem Fall, wo es um die laufende Lieferung von 
Konsumgütern geht. Es sollte dafür keine Uniformität 
des V erfahrens geben.

Im Zusammenhang mit der Liberalisierung von Kon­
tingenten wird es notwendig sein, auch den Wechsel­
kurs und das Bankenwesen zu rehabilitieren und zu 
versuchen, auch hier m ultilaterale Handelsbeziehun­
gen einzuführen. Denn nur so lassen sich die latent 
vorhandenen Möglichkeiten der Zusam menarbeit auf­
decken. Die Entwicklung unserer Beziehungen zu den 
sozialistischen Staaten dürfte unsere Beziehungen zu 
anderen Staaten nicht beeinträchtigen, sie w ird im 
Gegenteil dazu dienen, diese zu fördern und neue 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit schaffen.

Solche Veränderungen würden die Tätigkeit des Rats 
für Gegenseitige W irtschaftshilfe (RGW) natürlich 
nicht unberührt lassen. Die W irtschaftsreformen, die 
in verschiedenen sozialistischen Staaten verwirklicht
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wurden und werden, zeigen deutlidi, daß sidi die Be­
dingungen audi im RGW ständig verändern und daß 
immer neue Formen der internationalen wirtsdiaft- 
lidien Zusammenarbeit erforderlidi sind. Das gilt für 
die Koordinierung der ökonomisdien Planung, die Zu­
sammenarbeit auf dem Währungssektor, die direkte 
Zusammenarbeit der Industrieunternehmen und an­
deres. Alle diese Veränderungen können nur auf der 
Basis gegenseitiger Abkommen und innerhalb längerer 
Zeiträume verwirklidit werden.

ANNÄHERUNG AN DIE KAPITALISTISCHEN LÄNDER

Es wäre in unserem Interesse, die Importe aus west- 
lidien Ländern erheblidi zu steigern. Das gilt nidit 
allein für die Importe im traditionellen Sinn, sondern 
audi für die industrielle Zusammenarbeit. Vorausset­
zung ist jedodi, daß wir selbst fähig sind, selbst mehr 
zu exportieren.

Das größte Hindernis dafür liegt in unserer indu­
striellen Struktur, die den Anforderungen des W elt­
marktes nodi nidit entspridit. Wir müssen daher zum 
einen die strukturellen Änderungen begünstigen und 
zum ändern den Abkommen beitreten, die uns in die 
Lage versetzen, die Möglidikeit für diese Ände­
rungen zu sdiaffen.

Der Ausbau der wirtsdiaftlidien Beziehungen zu den 
westeuropäisdien Ländern ist in diesem Zusammen­
hang von größter Widitigkeit, besonders im Hinblidc 
auf die Zusammenarbeit auf industriellem Gebiet und 
in der Forsdiung. Beide Seiten sollten bereit sein, 
wirtsdiaftlidi zusammenzugehen, ohne dabei politisdie 
Bedingungen zu stellen.

Es braudit wohl kaum gesagt zu werden, daß die gün­
stige Entwidilung der Handelsbeziehungen zwisdien 
der Tsdiedioslowakei und westeuropäisdien Ländern 
nur in einer Atmosphäre der Niditdiskriminierung 
eintreten kann.

INSTITUTIONELLE PROBLEME

Die größere und effizientere Beteiligung an der inter­
nationalen wirtsdiaftlidien Zusammenarbeit und die 
Wiedereinführung der wirtsdiaftlidien Kalkulation er­
fordern audi andere institutioneile Lösungen. Die ad­
ministrativen und direktiven Methoden bei der Füh­
rung von Außenhandelsunternehmen müssen abge- 
sdiafft werden. Industrie- und Handelsorganisationen 
sollten, nadidem sie bestimmte Bedingungen erfüllt 
haben (wahrsdieinlidi werden sie ihre finanzielle Si­
dierheit und die hohe Qualifikation ihrer Besdiäftig­
ten nadiweisen müssen), die Möglidikeit haben, ihre 
Partner frei zu wählen und in die Märkte mit den 
besten Chancen einzudringen.

über die organisatorisdie Form der Außenhandelsun­
ternehmen sollten im Prinzip wirtsdiaftlidie Erwä­

gungen entsdieiden. Bisher sdieinen vor allem fol­
gende Lösungen möglidi:
□  Eine unabhängige Import- und/oder Exportgesell- 
sdiaft, die sidi jeweils auf bestimmte Waren speziali­
siert,
□  unabhängige Außenhandelsorganisationen, die ge­
meinsam durdi mehrere Industrieunternehmen ge­
gründet werden,
□  eine unabhängige Außenhandelsorganisation, die 
als Konzern von den Unternehmen einer Brandie oder 
eines Industrietrusts gegründet wird,
□  Industrie- oder Handelsunternehmen, die selbst 
und in ihrem eigenen Namen Außenhandel durdifüh- 
ren,
□  eine unabhängige Organisation, die sidi auf ver­
sdiiedene Dienstleistungen im Bereidi der Außenwirt- 
sdiaft spezialisiert, wie z. B. Patent- und Lizenzaus- 
tausdi, Marktforsdiung, Import und Export von 
Dienstleistungen, Auskünfte über Transport und Ver- 
sandvorsdiriften etc.
□  Import- und Exportgesellsdiaften der Gewerk­
sdiaften.

EIN NEUES KONZEPT FÜR DIE HANDELSKAMMERN

Verständlidierweise wird zur Durdisetzung dieser Re­
formen eine Übergangszeit notwendig sein. Der 
Außenhandel ist ein sdiwieriges Gesdiäft. Neue Ge­
sellsdiaften müssen nidit nur genügend Kapital haben, 
sondern audi qualifiziertes Personal, einen bestimmten 
sicheren Umsatz, eine ausreidiende Devisenbasis und 
gute Bankverbindungen. Last not least soll die neue 
Organisation die Position eines Monopolproduzenten 
auf dem Binnenmarkt nicht verstärken, sondern sie 
soll im Gegenteil den Wettbewerb verstärken.

Außerdem wird es notwendig sein, die Art unserer 
Repräsentationen im Ausland und die Förderung des 
tschechoslowakisdien Handels in versdiiedene Märkte 
neu zu überdenken.

Das erfordert zunächst ein neues Konzept für die Tä­
tigkeit der Handelskammern. Anstatt eines administra­
tiven Zweigs des Ministeriums für Außenhandel sollen 
sie in Zukunft die repräsentative Organisation der 
tschechoslowakischen Ex- und Importeure sein. Sie 
müssen den Unternehmen ermöglidien, kollektiv an 
der Vorbereitung internationaler Handelsabkommen 
teilzunehmen und Aktivitäten in der Propaganda und 
Information zu entwickeln.

Es ist nur natürlich, daß noch nicht alle Fragen gelöst 
sind. Aber die Bewegung ist begonnen worden. Das 
Ziel ist ein liberaler und multilateraler Strom wirt- 
sdiaftlidier Beziehungen zu allen willigen Partnern. 
Sicherlich liegen nodi einige Sdiwierigkeiten vor uns, 
aber es besteht der gute Wille, sie zu überwinden.
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